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Satzung zur 2. Änderung des Bebauungsplans „Im Brühl“ 

§ 1 Geltungsbereich 

Nachfolgende Änderungen gelten für den gesamten im Rahmen der 1. Änderung, 
Erweiterung und Teilaufhebung nicht geänderten oder aufgehobenen Flächen des 
Ursprungsbebauungsplans „Im Brühl“. 

Im Einzelnen sind dies die Flurstücke (Flurstücke, die nur als Teilflächen enthalten sind, sind 
mit „T“ gekennzeichnet): 

T 1118, T 1139/14, T 1141,  T 1141/2, T 1141/3, T 1142, T 1143, T 1144, T 1145, T 1887/2, 
T 1888, T 1889, T 1890, T 1891, T 1892, T 1892/2, T 1893, T 1893/2, T 1949/3, T 9155/2, T 
2612, 1117, 1949, 1949/2, 1948, 1947, 1946, 1945, 1944, 2615/2, 2615/6, 2613/7, 2613/5, 
2609, 1116/18, 1139/13. 

§ 2 Textliche Festsetzungen 

Absatz 1.1 der Textfestsetzungen / planungsrechtlichen Festsetzungen des Ursprungsbebau-
ungsplans „Im Brühl“ wird ergänzend zur bestehenden und beibehaltenen Planzeichnung wie 
folgt geändert (entfallende Textpassagen durchgestrichen, neue Textpassagen unterstrichen): 

1.1 Art der baulichen Nutzung  (§ 9 (1) Nr. 1 und Nr. 24 BauGB, § 8 BauNVO) 

1.1.1 Gewerbegebiet 

Tankstellen nach § 8 Abs.2 Nr. 3 BauNVO sind nicht zulässig. 

Ausnahmen nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten) sind nicht zulässig. 

Betriebe, die vorwiegend mit wassergefährdenden Stoffen arbeiten bzw. diese verarbeiten 
und lagern, sowie abfüllen und umschlagen ( z.B. chemische Reinigung, Galvanik oder 
ähnliche Betriebe) sind nicht zulässig, soweit nicht die Unbedenklichkeit für das 
Grundwasser nachgewiesen wird. 

1.1.2 Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) 

Innerhalb des eingeschränkten Gewerbegebietes sind nach § 1 Abs. 5 BauNVO folgende 
Nutzungen von § 8 BauNVO zulässig: 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 

Daneben sind zugelassen: 

 Anlagen der Kfz-Überwachung 

 Kfz-Reparaturwerkstätten ohne Karosseriebau 

 Feinmechanische und elektronische Betriebe 

 Installationsbetriebe 

 Malerbetriebe 

 Kantinenbetriebe 
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 Gartenbaubetriebe 

 Sonstiges kundenorientiertes Gewerbe mit beschränkten Emissionen ent-
sprechend den vorgenannten Betriebsgruppen. 

Betriebe, die vorwiegend mit wassergefährdenden Stoffen arbeiten bzw. diese verarbeiten 
und lagern, sowie abfüllen und umschlagen (z.B. chemische Reinigung, Galvanik oder 
ähnliche Betriebe) sind nicht zulässig, soweit nicht die Unbedenklichkeit für das 
Grundwasser nachgewiesen wird. 

Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB 

1 Erfordernis und Zielsetzung der Planaufstellung 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es Pflichtaufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen 
bzw. zu ändern, sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung 
erforderlich ist.  

Der Ursprungsbebauungsplan „Im Brühl“ ist seit dem Jahr 1999 rechtskräftig. Der Bereich 
wurde von der Gemeinde Edesheim ausgewiesen, um im Rahmen des 
Ortsentwicklungskonzeptes den Schwerpunkt ihrer gewerblichen Entwicklung auf diesen 
Flächen anzusiedeln. 

Derzeit wird für einen Teilbereich des Bebauungsplans eine 1. Änderung“ mit Erweiterung 
und Teilaufhebung des Bebauungsplans „Im Brühl“ durchgeführt, in deren Verfahren sich 
Hinweise darauf ergeben haben, dass eine Erweiterung des bisher eng begrenzten 
zulässigen Nutzungsspektrums in dem nicht im Geltungsbereich des 1. 
Änderungsverfahrens befindlichen verbleibenden Teils des Ursprungsgeltungsbereichs 
städtebaulich sinnvoll ist. 

Aus diesem Grund hat der Rat der Gemeinde Edesheim die Aufstellung eines 
Bebauungsplans als 2. Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 
beschlossen, dessen maßgebliche städtebauliche Zielsetzung die Aufweitung des zulässigen 
Nutzungsspektrums zur Attraktivierung des Gebiets ist. 

Die Planänderung betrifft allein die textlichen Festsetzungen. Eine Änderung der 
bestehenden Ursprungsplanzeichnung erfolgt daher nicht. 

Das Büro Bachtler • Böhme + Partner, Kaiserslautern wurde mit der Ausarbeitung der 
Planänderung beauftragt. 

2 Planungsgrundlagen 

2.1 Lage des Plangebietes / Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 

Das Planungsgebiet liegt am nordöstlichen Ortsrand der Ortslage Edesheim. Die Lage ist 
aus dem nachfolgend abgedruckten Lageplan ersichtlich. 



Gemeinde Edesheim Bebauungsplan  „Im Brühl“, 2. Änderung 

  Satzungstext und Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB 

 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung Seite 5 von 12 

 

Lage des Plangebiets  

Quelle: Geobasisinformationen der Vermessungs-und  Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz, 2012 

 

Abgrenzung des Plangebiets: Geltungsbereich der 2. Änderung 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage Geobasisinformationen der Vermessungs-und  Katasterverwaltung 

Rheinland-Pfalz,  2012 

Der Geltungsbereich der 2. Planänderung hat eine Größe von ca. 3 ha. 

Die genaue Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans ergibt sich 
aus der Planzeichnung des Ursprungsbebauungsplans im Zusammenhang mit der 1. 
Änderung, Erweiterung und Teilaufhebung. Die Abgrenzung umfasst alle Bereiche, die nicht 
Gegenstand der 1. Änderung, Erweiterung und Teilaufhebung waren. 

2.2 Nutzungssituation  |  Infrastruktur 

Das Plangebiet der 2. Änderung befindet sich vollständig innerhalb des Ursprungs-
bebauungsplans „Im Brühl“ mit seiner gewerblichen Festsetzung. Im Nordwesten sind 
gewerbliche Nutzungen vorhanden. Die übrigen Teilbereiche sind größtenteils acker- oder 
weinbaulich genutzt.  
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2.3 Zugrunde liegende Unterlagen 

Folgende Unterlagen wurden bei der Aufstellung der Planung zugrundegelegt: 

# Ursprungsbebauungsplan „Im Brühl“, rechtskräftig seit dem Jahr 1999  

# 1. Änderung, Erweiterung und Teilaufhebung des Bebauungsplans „Im Brühl“ des Büros 
BBP  Stadtplanung Landschaftsplanung, Kaiserslautern, Endfassung 

2.4 Anwendung der Verfahrensvorschriften des § 13 BauGB  

Der Geltungsbereich des Änderungsbebauungsplans liegt vollständig innerhalb des 
Ursprungsbebauungsplans „Im Brühl“ der Gemeinde Edesheim. 

Die Planänderung wird gem. § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren durchgeführt. Dies ist 
möglich aufgrund folgender Voraussetzungen: 

# Durch die Änderung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. 

# Die Zulässigkeit von Vorhaben mit Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht wird nicht 
vorbereitet oder begründet. 

# Das Plangebiet der Änderung grenzt an das FFH-Gebiet „Modenbachniederung“ an. Es 
bestehen jedoch keine Anhaltspunkte dafür, dass dieses Gebiet oder andere 
Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b (FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt 
werden, da durch die geplante Änderung keine Mehrversiegelungen oder sonstige für 
den Natur- und Landschaftsschutz negativ belastenden Faktoren stattfinden. Auch 
hinsichtlich der Emissionswirkung des eingeschränkten Gewerbegebiets werden sich 
keine Veränderungen ergeben. 

Aufgrund dieser Voraussetzungen wird der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren nach 
§ 13 BauGB aufgestellt.  

Nach § 13 Abs. 3 wird daher in diesem Verfahren von der Umweltprüfung, vom 
Umweltbericht und von der Angabe in der Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der 
zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

3 Einfügung in übergeordnete und fachspezifische Planungen 

3.1 Flächennutzungsplan 

Der in Rede stehende Bereich der 2. Änderung ist im Flächennutzungsplan der Verbands-
gemeinde Edenkoben als gewerbliche Baufläche dargestellt. Die Planänderung ist insoweit 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

3.2 Fachplanerische Restriktionen 

Im Widerspruch stehende Zielvorstellungen von Fachplanungen wie Schutzgebiete, die eine 
Bebauung innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ausschließen oder 
einschränken, sind derzeit nicht bekannt.  
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4 Erforderlichkeit der Planinhalte /  
Begründung der Festsetzungen 

4.1 Art der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Der gesamte Änderungsbereich ist im Ursprungsbebauungsplan „Im Brühl“ als 
Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) festgesetzt. Das Planwerk regelt den Umfang der 
hier zulässigen Nutzungen in Form einer abschließenden Auflistung. 

Das Spektrum der zulässigen Nutzungen im GEe wird im Zuge der vorliegenden 2. 
Änderung um Gartenbaubetriebe erweitert, um mehr Spielraum für zukünftige Entwicklungen 
zu bieten und die Attraktivität des Gebiets für weitere Ansiedlungen zu erhöhen. 

Die Erweiterung des Nutzungsspektrums entspricht dem Regelzulässigkeitskatalog der 
BauNVO, da in Gewerbegebieten gem. § 8 Gewerbebetriebe aller Art zulässig sind. Darüber 
hinaus sind Gartenbetriebe bezüglich der von ihnen ausgehenden Emissionen ähnlich 
einzustufen wie die in der bisherigen Aufzählung vorkommenden emissionsionsarmen 
Betriebe. Insofern entspricht die Änderung den Zielen und Anforderungen des bisherigen 
Bebauungsplans sowie den Planungsabsichten der Gemeinde Edesheim. 

5 Nachrichtliche Übernahmen 

Schutzzone Wasser 

Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb der geplanten Wasserschutzzone IIIB des 
Wasserschutzgebiets Venningen. Die Auflagen der zukünftigen Rechtsverordnung sind zu 
beachten. 

Eine eigene Signatur in der Planzeichnung wird nicht vorgenommen, da dies den gesamten 
Geltungsbereich betrifft. 

6 Kennzeichnungen 

Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes Radonpotential über 
einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde.  

Eine eigene Signatur in der Planzeichnung wird nicht vorgenommen, da dies den gesamten 
Geltungsbereich betrifft. 

Geologie / Bergbau 

Das Plangebiet befindet sich vollständig innerhalb einer Aufsuchungserlaubnis für Kohlen-
wasserstoffe sowie jeweils einer Aufsuchungserlaubnis und Bewilligung für Erdwärme. 
Inhaberinnen der Bergbauberechtigung sind zum einen die Firma Palatina GeoCon GmbH, 
Speyer (Kohlenwasserstoffe), zum anderen die Firmen Geothermeon AG, Landau in der 
Pfalz (Aufsuchungserlaubnis für Erdwärme), und Wintershall Holding AG, Barnstorf 
(Bewilligung für Erdwärme).  
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Eine eigene Signatur in der Planzeichnung wird nicht vorgenommen, da dies den gesamten 
Geltungsbereich betrifft. 

Altstandorte 

Innerhalb des Änderungsbereichs befindet sich ein als altlastverdächtig eingestufter 
Altstandort (ASO av). Es handelt sich um eine ehemalige Kunststofffabrikation und 
Auffüllung, Brühlweg 7, Reg. Nr.: 337 03 021-5001/000-00. 

7 Hinweise 

Geologie 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem lokal erhöhtes Radonpotential über 
einzelnen Gesteinshorizonten ermittelt wurde. Orientierende Radonmessungen in der 
Bodenluft in Abhängigkeit von den geologischen Gegebenheiten des Bauplatzes oder 
Baugebietes sind empfehlenswert.  

In Abhängigkeit der ermittelten Radonaktivitätskonzentration werden präventive 
Schutzmaßnahmen wie z.B. Abdichtung von Wänden und Böden, Abdichtung sonstiger 
erdberührter Bauteile o.ä. empfohlen. 

Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der 
Radonmessung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalls das Landesamt für Geologie 
und Bergbau. Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und 
Radonsanierungen können dem "Radon-Handbuch" des Bundesamts für Strahlenschutz 
entnommen werden. Weiterhin stehen zu der Thematik Radon in Gebauden bzw. in der 
Bodenluft die Radon-lnformationsstelle im Landesamt für Umwelt, Wasserwirtschaft und 
Gewerbeaufsicht zur Verfügung. 

Archäologische Denkmalpflege 

In der Fundstellenkartierung der archäologischen Denkmalpflege sind im unmittelbaren 
Bereich der o. g. Maßnahme keine archäologischen Fundstellen verzeichnet. 

Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen prähistorischen 
Denkmale bekannt; daher ist die Zustimmung der Direktion Landesarchäologie – Speyer an 
die Übernahme folgender Punkte gebunden: 

1. Bei der Vergabe der Erdarbeiten, in erster Linie für die Erschließungsmaßnahmen hat der 
Bauträger/Bauherr die ausführenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, die 
archäologische Denkmalpflege zu gegebener Zeit rechtzeitig den Beginn der Arbeiten 
anzuzeigen, damit diese die Arbeiten, sofern notwendig, überwachen kann. 

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutz- 
und Pflegegesetzes vom 23.3.1978 (GVBI. 1978, Nr. 10, Seite 159 ff) hinzuweisen. Danach 
ist jeder zutage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle 
soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu 
sichern. 

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherrn jedoch nicht von der Meldepflicht und 
Haftung gegenüber der Direktion Landesarchäologie- Speyer. 
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4. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen 
Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit diese ihre 
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den 
Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen kann. 

5. Die Punkte 1 - 4 sind in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 

Bahnanlagen 

Grundsätzlich wird bei Anpflanzungen darauf hingewiesen, dass die Grundstücke der DB AG 
von jeglicher Vegetation freizuhalten sind und wird empfohlen, bahnseitig auf Hecken, 
wuchernde Gewächse und hochstämmige Bäume zu verzichten. Grundsätzlich gilt: Abstand 
und Art der Bepflanzung müssen so gewählt werden, dass diese bei Windbruch nicht in die 
Gleisanlagen fallen können. Der Mindestpflanzabstand zur nächstliegenden Gleisachse 
ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitsabstand von 2,50m. Diese 
Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. 
Soweit von bestehenden Anpflanzungen Beeinträchtigungen des Eisenbahnbetriebes und 
der Verkehrssicherheit ausgehen können, müssen diese entsprechend angepasst oder 
beseitigt werden. Bei Gefahr in Verzug behält sich die Deutsche Bahn das Recht vor, die 
Bepflanzung auf Kosten des Eigentümers zurückzuschneiden bzw. zu entfernen. 

Grundstücke, die an die Gleistrasse angrenzen, sind bahnseitig einzufrieden. Die Einfriedung 
muss in Höhe und Zustand geeignet sein, den Zugang zum Betriebsgelände und zum 
Bahnkörper für Unbefugte zu verhindern. Sollen Verkehrsflächen (parallel geführte 
Straße/Weg) errichtet werden, die direkt an das Bahngrundstück zur Schienenseite hin 
angrenzen, so sind diese zusätzlich mittels eines geeigneten Anfahrschutzes (z.B. Leitplanke 
oder stabile Zaunanlage) zu sichern. Zaunanlagen sind durch den Bauherrn dauerhaft 
instand zu halten. 

Für bauliche Anlagen ist grundsätzlich ein Mindestabstand von 5,50 m zur nächstgelegenen 
Gleismitte einzuhalten. Dies gilt auch für Zaunanlagen. 

Die Gewährleistung der Bahn für Schäden oder Beeinträchtigungen (Wasserdurchleitung, 
Lärm, Immission, Erschütterung usw.) ist auszuschließen. Die DB AG übernimmt keine 
Kosten für erforderliche Lärmschutzmaßnahmen. 

Zusätzliche Oberflächen und sonstige Abwässer dürfen dem Bahngelände nicht zugeleitet 
werden. Die örtliche Entwässerungssituation (z.B. Vorflutverhältnisse, Durchlassausläufe) 
darf unter anderem durch Baumaterialien, Erdaushub, Geländeveränderungen etc. nicht zu 
Ungunsten der DB AG verändert werden. Ein Durchlass liegt in km 10,331 (dies ist keine 
abschließende Aufzählung ggf. sind weitere Durchlässe vorhanden). 

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nähe der Bahn (z.B. 
Beleuchtung von Straßen/Wegen, Baustellenbeleuchtung, Werbeanlagen) ist darauf zu 
achten, dass Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschungen 
und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. 

Die Stabilität der Bahnanlagen (Gleiskörper, Bahngraben, Bahndamm) darf nicht 
beeinträchtigt werden. 

ln der Nähe von OB-Gelände ist mit dem Vorhandensein betriebnotwendiger Kabel und 
Leitungen zu rechnen. Kabel- und Leitungen sind falls erforderlich zu sichern oder 
umzulegen. 
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Zum dem in Betrieb befindlichen Gleis ist bei Arbeiten ein Mindestabstand von 6,00 m zur 
Gleisachse einzuhalten (Sicherheitsabstand). Bei Arbeiten zwischen Gefahrenbereich und 
den 6 m sind die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen mit dem Fachbereich Fahrbahn 
abzustimmen. Während der Arbeiten muss in jedem Fall sicher gestellt sein, dass durch die 
Bauarbeiten der Gefahrenbereich (Definition Siehe GUV VD 33 Anlage 2) der Gleise, 
einschließlich des Luftraumes nicht berührt wird (z.B. Sicherungsgerüst, Bauzaun). Kann 
dies nicht sichergestellt werden, ist eine Betriebs- und Bauanweisung erforderlich. Diese 
muss bei Bedarf mind. 6 Wochen vor Baubeginn bei der DB Netz AG beantragt werden. 
Hierfür ist ein autorisiertes Ingenieurbüro in Anspruch zu nehmen. Das Baufeld ist in 
Gleisnähe so zu sichern, dass keine Baufahrzeuge, Personen oder Geräte unbeabsichtigt in 
den Gefahrenbereich gelangen. Werden Großgeräte (z.B. Turmdrehkran, Autokran) während 
der Baumaßnahme eingesetzt, welche ein Schwenken in oder über den Gleisbereich 
ermöglichen, ist eine Krananweisung zu beantragen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass für die Errichtung baulicher Anlagen in Nähe von 
Bahnanlagen die OB Netz AG zu beteiligen ist. Hierzu sind im Zuge des 
Baugenehmigungsverfahrens aussagekräftige Planunterlagen zur Beteiligung vorzulegen. 

Je nach Art einer Bebauung können sich weitere Einschränkungen in Bezug auf die 
angrenzende Bahntrasse ergeben. 

Im Bereich der Baumaßnahme befinden sich Streckenfernmeldekabel und TK-Anlagen. Die 
OB Kommunikationstechnik GmbH stimmt den geplanten Bauarbeiten unter folgenden 
Bedingungen zu: 

Es ist eine örtliche Einweisung durch einen Mitarbeiter der OB Kommunikationstechnik 
GmbH notwendig. 

Die Forderungen des beigefügten Kabelmerkblattes und des Merkblattes "Erdarbeiten in der 
Nähe erdverlegter Kabel der Berufsgenossenschaften der Bauwirtschaft" sind strikt 
einzuhalten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die DB Kommunikationstechnik GmbH für die 
Beschädigung an Telekommunikationsanlagen, die auf übermittlungsbedingte 
Ungenauigkeiten zurückzuführen sind, keine Haftung übernimmt. Im Falle von 
Ungenauigkeiten oder Zweifeln an der Plangenauigkeit darf mit der Baumaßnahme nicht 
begonnen werden, bevor diese durch die DB Kommunikationstechnik GmbH ausgeräumt 
sind. 

Ein Schutzstreifen von je 1,00 m beiderseits der Kabeltrassen darf nicht überbaut oder 
bepflanzt werden. Werden Bäume gepflanzt, darf ein Abstand von 2,00 m zur Trassenmitte 
nicht unterschritten werden. Bauarbeiten aller Art im Bereich des Schutzstreifens bedürfen 
der Zustimmung der Fa. DB Kommunikationstechnik GmbH. Aushubmassen dürfen nicht 
über der Kabeltrasse planiert werden. Eine Veränderung des Bodenbelages über der Trasse 
ist der DB Kommunikationstechnik GmbH unbedingt anzuzeigen. 

Telekommunkation 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die im Planbereich 
liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von den Straßenbaumaßnahmen 
berührt und müssen infolgedessen gesichert, verändert oder verlegt werden. 
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Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen 
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle 
von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich 
ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie 
oberirdische Gehäuse soweit frei gehalten, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf. mit 
Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die 
Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die 
Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
 

 

 

 

 

Erstellt im Auftrag der 
Gemeinde Edesheim 

durch 
BBP  Stadtplanung Landschaftsplanung 

Peter Riedel 

Kaiserslautern 
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8 Verfahrensvermerke 

1. ÄNDERUNGSBESCHLUSS 

Der Gemeinderat der Gemeinde Edesheim hat in seiner Sitzung am 27.11.2012 
beschlossen, den Bebauungsplan gem. § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren zu ändern. 

2. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG DES PLANENTWURFES: 

Der Planentwurf lag gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 3 Abs. 2 BauGB nach Bekannt-
machung vom 06.12.2012 in der Zeit vom 14.12.2012 bis zum 14.01.2013 öffentlich aus. 

3. BETEILIGUNG DER BETROFFENEN ÖFFENTLICHKEIT UND DER BEHÖRDEN SOWIE 
SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE: 

Die von den Änderungen berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
wurden durch Schreiben vom 13.12.2012 benachrichtigt. Den Beteiligten nach § 13 Abs. 2 
BauGB wurde für ihre Stellungnahme eine Frist bis zum 14.01.2013 gesetzt. 

4. BEHANDLUNG DER STELLUNGNAHMEN 

Der Gemeinderat hat nach vorangegangener Prüfung gem. § 1 Abs. 7 i.V. mit § 13 BauGB in 
seiner Sitzung am 26.02.2013 über die innerhalb der gesetzten Frist eingegangenen 
Stellungnahmen beschlossen. Das Ergebnis der Prüfung wurde den Betroffenen mitgeteilt. 

5. SATZUNGSBESCHLUSS DES BEBAUUNGSPLANS 

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 26.02.2013 die vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

6. AUSFERTIGUNG  

Die Satzung stimmt mit ihren Bestandteilen mit dem Willen des Gemeinderates überein. Das 
für den Bebauungsplan vorgeschriebene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. Die 
Satzung wird hiermit ausgefertigt. Sie tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Ausgefertigt: 

Edesheim, den .............................. 

  

(Bürgermeister) 

7. BEKANNTMACHUNG DES SATZUNGSBESCHLUSSES 

Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
erfolgte am .............................. 

  

(Bürgermeister) 

 
 


